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Fehlende Jahresabschlüsse und Auszahlung der Konsolidierungs­
hilfe nach dem Stärkungspaktgesetz 

Wie in der Dienstbesprechung am 23. Mai 2013 erörtert, wird nach dem 
derzeitigen Kenntnisstand auch im Jahr 2013 eine erhebliche Zahl der 
Stärkungspaktgemeinden weder den vom Bürgermeister bestätigten 
Jahresabschluss 2012 noch die vom Rat festgestellten Jahresabschlüs­
se der Vorjahre vorlegen. 

Dieser zum Teil bereits seit Jahren andauernde, rechtswidrige Zustand 
kann nicht länger hingenommen werden. Der Jahresabschluss hat nicht 
nur für die Kommunalaufsichtsbehörden, sondern auch für die Kommu­
nen selbst eine erhebliche Bedeutung. Mit dem Jahresabschluss wird 
das vergangene Haushaltsjahr abgerechnet. Er sorgt für die jahres­
übergreifende Verbindung zwischen den einzelnen Haushaltsjahren und 
ist deshalb von hervorragender Bedeutung für das kommunale Haus­
halts- und Rechnungswesen, für die Planung künftiger Haushaltsjahre 
und für die Aufstellung und Überprüfung der Haushaltssanierungspläne. 
Zugleich ist er Grundlage der Entlastung des Bürgermeisters. 

Bei der Evaluierung des NKF-Gesetzes hat sich gezeigt, dass viele Ge­
meinden die gesetzlichen Fristen zur Vorlage der Jahresabschlüsse 
nicht eingehalten haben. Unter Berücksichtigung der besonderen Um­
stellungsbedingung auf das doppische Rechnungswesen hat sich der 
Gesetzgeber im NKF-Weiterentwicklungsgesetz 2012 dazu entschlos­
sen, den Gemeinden mit Vorlage des Jahresabschlusses 2011 für zu­
rückliegende Haushaltsjahre das vorgeschriebene Jahresabschlussver­
fahren zu erleichtern, damit die gesetzlichen Fristen zukünftig wieder 
eingehalten werden können. Dies bedeutet insbesondere, dass von der 
Erleichterungsregelung zwingend Gebrauch gemacht werden muss, 
wenn keine andere Möglichkeit besteht, den gesetzlichen Fristen zügig 
wieder nachkommen zu können. Zudem ist es notwendig, die Erleichte­
rungsregelung kurzfristig anzuwenden. 

Diese Regelungen sind gerade für die Stärkungspaktgemeinden von 
besonderer Bedeutung. Erst der Jahresabschluss gibt verlässlich dar­
über Auskunft, ob der von der Gemeinde geplante Konsolidierungspfad 
eingehalten werden konnte. Das Stärkungspaktgesetz schreibt deshalb 
in § 7 Absatz 1 Satz 2 vor, dass die Stärkungspaktgemeinden jeweils 
zum 15. April ihren bestätigten Jahresabschluss vorzulegen haben. Nur 
so kann die Bezirksregierung zuverlässig prüfen, ob der Gemeinde im 
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Wesentlichen die Einhaltung ihres Haushaltssanierungsplans gelingt. 
Die Einhaltung des Haushaltssanierungsplans ist gemäß § 5 Absatz 3 
Satz 2 Stärkungspaktgesetz Auszahlungsvoraussetzung für die Konso­
lidierungshilfe. 

Es ist deshalb unerlässlich, dass die Rechnungslegung der Stärkungs­
paktgemeinden wieder innerhalb der gesetzlichen Fristen und Vorgaben 
erfolgt. Um dies zu erreichen, soll wie folgt vorgegangen werden: 

Jede Stärkungspaktgemeinde hat als Auszahlungsvoraussetzung für die 
Auszahlung der Stärkungspaktmittel zum 1. Oktober 2013 bis zu diesem 
Datum den vom Bürgermeister bestätigten Entwurf der Jahresabschlus­
ses 2012 vorzulegen. Sollte sie hierzu nicht in der Lage sein und sollten 
ggf. auch noch Jahresabschlüsse der Vorjahre fehlen, so hat die Ge­
meinde der Bezirksregierung bis zu diesem Termin einen vom Rat be­
schlossenen Plan vorzulegen, wie sie ihre gesetzlichen Pflichten erfüllen 
will. Aus diesem Plan muss sich ergeben, dass und wie die Gemeinde 
bis spätestens zum Auszahlungstermin 1. Oktober 2014 - ggf. unter 
Ausnutzung der Erleichterungsregelung - den Jahresabschluss 2011 
gemeinsam mit evtl. noch offenen Jahresabschlüssen der Vorjahre, so­
wie den Jahresabschluss 2012 festgestellt haben wird. Ebenfalls ist bis 
spätestens zu diesem Datum der vom Bürgermeister bestätigte Entwurf 
des Jahresabschlusses 2013 vorzulegen. 

Aus dem Ratsbeschluss muss weiter hervorgehen, welchen Stand die 
Aufstellungsverfahren bisher haben, welche Hinderungsgründe einer 
gesetzeskonformen Aufstellung der Jahresabschlüsse bisher entgegen­
standen und wie diese Hinderungsgründe jetzt ausgeräumt werden. Es 
muss ein nachvollziehbarer Zeitplan beigefügt sein. 

Sollte eine Gemeinde nicht in der Lage sein, die o.g. Zahlungsvoraus­
setzungen fristgemäß darzustellen, so ist gem. § 5 Absatz 3 Stärkungs­
paktgesetz eine Auszahlung der Stärkungspaktmittel erst zu einem spä­
teren Zeitpunkt möglich. 

Ich bitte Sie, die Landräte und die Stärkungspaktgemeinden Ihres Be­
zirks entsprechend zu informieren. 

Mit freundlichen Grüßen 
Auftrag 

! ~ Q;l&i[ 
1 hannes Winltel 
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